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Liebe Leserinnen und Leser,
der bundesverband Caritas behindertenhilfe und Psychiatrie
hat vom 3. bis 5. Juni seinen zweiten Kongress mit dem Titel „Auf
dem Weg zur inklusiven Gesellschaft“ in schwäbisch Gmünd
durchgeführt. Knapp 500 Teilnehmer(innen) kamen zusammen,
um sich darüber auszutauschen, wo die Gesellschaft auf dem
Weg zur inklusion steht und wie die Caritas behindertenhilfe
und Psychiatrie an einer inklusiven Gesellschaft bereits heute
mitwirkt und weiter mitwirken kann. der Kongress war Höhe-
punkt und Abschluss der CbP-Kampagne „du . ich . wir ... mit-
einander sein“, mit der der CbP die umsetzung der behinder-

tenrechtskonvention der Vereinten nationen unterstützen will.
deutlich hat der Kongress gezeigt: der CbP ist ein Verband mit
vielen innovativen und engagierten Trägern, einrichtungen und
diensten. der diskussionsstand ist auf hohem niveau hinsicht-
lich selbstbestimmter Teilhabe und Personorientierung der Leis-
tungen für Menschen mit behinderung und psychischer beein-
trächtigung. das bewusstsein für die Potenziale und Chancen
einer inklusiven Gesellschaft gerade auch für Menschen mit
behinderung ist da. umgekehrt ist aber auch Frustration bis hin
zur empörung zu erleben, wenn von der Politik oder der kom-
munalen seite Zögerlichkeit, Abwehr oder schlicht Fantasielo-

Heribert Prantl, Chefredakteur der Süddeutschen Zeitung, nahm sich auf dem CBP-Kongress viel Zeit 
fürs Interview der Medienkollegen mit Behinderung von „Radio sag’ was!“.



Sozialrecht

3 Sozialhilfeträger bezahlt 
Hausnotruf im betreuten Wohnen 

das sozialgericht Wiesbaden hat mit seinem urteil vom 30. April
2014 1 festgestellt, dass die Kosten für eine behinderungsbeding-
te notrufschaltung vom sozialhilfeträger vollständig zu erstat-
ten sind, sofern diese nicht von der Pflegekasse getragen werden.

eine beschränkung der Zahlungspflicht auf einen Kostenanteil
(sogenannte „Grundgebühr“) ist unzulässig.

der sachverhalt: eine an epilepsie leidende, im betreuten
Wohnen lebende Frau erhält Leistungen der eingliederungshil-
fe vom Landeswohlfahrtsverband Hessen (sozialhilfeträger).
Mangels Pflegebedürftigkeit erhält sie keine Leistungen der
Pflegeversicherung. es besteht einigkeit, dass aus behinde-
rungsbedingten Gründen (im Falle eines Anfalls) ein Hausnot-
rufsystem für sie erforderlich ist, durch das jederzeit bei einem

sigkeit zu spüren sind, was die Größe der Aufgabe betrifft. dabei
haben sich die Gremien des CbP durchaus differenziert mit den
verschiedenen Artikeln der behindertenrechtskonvention der
Vereinten nationen (brK) auseinandergesetzt. der reader des
CbP zur brK, der auf dem Kongress vorgestellt wurde, zeigt:
inklusion wird im Verband nicht naiv verstanden. es gibt hohe
sensibilität gegenüber dem möglichen Missbrauch der inklu -
sionsdiskussion für den Abbau von Leistungen für Menschen
mit behinderung oder psychischer beeinträchtigung. im reader
werden auch die eigenen Voraussetzungen, begrenzungen und
befürchtungen deutlich. doch die er wartung ist da, dass es jetzt
inhaltlich in großen schritten vorwärtsgehen muss auf allen Fel-
dern der behindertenhilfe und Psychiatrie.

Mit der erfahrung des Kongresses in schwäbisch Gmünd
kann und muss der CbP in enger Übereinstimmung mit dem
deutschen Caritasverband selbstbewusst die Ziele und interes-
sen seiner Mitglieder vertreten. diese sind letztlich die umfas-
sende und selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit behin-
derung am Leben der Gesellschaft. die inklusive Gesellschaft
bildet dafür die Voraussetzung. 

unser auf erfahrungen basierender reformwille muss in die-
sem Prozess mehr Gewicht bekommen. unsere Träger, einrich-
tungen und dienste wissen, wovon sie sprechen, wenn sie mehr
selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit behinderung und
psychischer beeinträchtigung fordern. Wir wissen dabei auch,
dass wir nicht für die Menschen mit behinderung sprechen kön-
nen und dürfen. das Prinzip der selbstvertretung ist wesentli-
cher schlüssel für die entwicklung der selbstbestimmung. unse-
re besondere erfahrung und Kompetenz in der unterstützung
für Menschen, die in ihren Möglichkeiten des Kommunizierens
und damit der selbstvertretung stark eingeschränkt sind, dürfen
und müssen wir aber einbringen. Als Verband von Leistungser-
bringern setzt der CbP sich ein für angemessene rahmenbe-
dingungen für eine solide Leistungserbringung: Auch das ist
Anwaltschaft im bestverstandenen sinn für die Menschen mit
behinderung. der Kongress hat deutlich ge macht, wie viel

befürwortung im CbP für die
Gestaltung eines inklusiven
Miteinanders vorhanden ist,
und das, obwohl die einrich-
tungen seit Jahren vielfach dis-
kreditiert werden, Misstrauen
gegenüber den Leistungser-
bringern herrscht und die refi-
nanzierung der Leistungen
immer mangelhafter wird. 

inklusion und demokratie
hängen zusammen, das haben
wir auf dem Kongress gelernt.
inklusion ist dann gegeben,
wenn sich alle tatsächlich an
den demokratischen Prozessen beteiligen können, auch diejeni-
gen, die heute durch vielfältige Hürden – soziale, ökonomische,
bildungsbarrieren bis hin zu rechtlichen barrieren – faktisch
davon ausgeschlossen sind. das Projekt inklusion braucht viele
befürworter(innen) in Politik und Ge sellschaft: es geht hierbei
nicht um Fragen der Moral, sondern um die Frage einer funk-
tionierenden demokratie. 

spätestens damit wird auch klar: inklusion braucht investi -
tion. Für alle diskussionen um die umsetzung der brK und die
reform der behindertenhilfe in deutschland muss die Frage
gelten: Was ist der Gesellschaft die selbstbestimmte Teilhabe von
Menschen mit behinderung wert? Was ist uns eine demokratie
wert, an der alle, also auch Menschen mit starken und dauer-
haften einschränkungen, sich beteiligen können? der Kongress
hat Mut gemacht und Kraft gegeben für die immer wieder neue,
mit Taten unterlegte Antworten auf diese Fragen!

Herzliche Grüße

Johannes Magin

Vorsitzender des CBP
Kontakt: j.magin-cbp@
kjf-regensburg.de

politik
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notfall ein Kontakt zum rettungsdienst hergestellt werden
kann. der sozialhilfeträger weigerte sich, die vollständigen Kos-
ten in Höhe von 34,77 euro monatlich zu erstatten, und zahlte
mit bescheid vom 6. september 2010 lediglich die Grundgebühr
von 18,36 euro (das heißt ohne weitere kostenpflichtige Leis-
tungen des notruf anbieters wie unter anderem die Hinterlegung
eines Hausschlüssels). das sozialgericht Wiesbaden verurteilte
den sozialhilfeträger jedoch zur Übernahme sämtlicher Kosten
für eine behinderungsbedingte notrufschaltung im rahmen der
eingliederungshilfe nach §§ 53, 54 sGb Xii. jb

Anmerkung

1. Az.: S 30 SO 172/11 (nicht rechtskräftig), Quelle: www.lareda.hes-

senrecht.hessen.de, Suchbegriff: „S 30 SO 172“.

3 UN prüfen Umsetzung der BRK 
in Deutschland erst 2015

deutschland ist seit 2008 verpflichtet, dem zuständigen un-
Fachausschuss über die rechte der Menschen mit behinderung
zu berichten. 2011 erstattete die bundesregierung einen bericht
zum Menschenrechtsschutz in deutschland. Über die unzu-
länglichkeiten bei der umsetzung der rechte der Menschen mit
behinderung in deutschland berichteten sowohl das deutsche
institut für Menschenrechte als auch die brK-Allianz als bünd-
nis von fast 80 nichtregierungsorganisationen. beiden gehört
auch der CbP an. 

in der uPr-sitzung 1 am 25. April 2013 wurde die Men-
schenrechtslage in deutschland kritisch betrachtet: unter ande-
rem wegen der fehlenden Verpflichtung zur barrierefreiheit für
private Anbieter von Gütern und dienstleistungen sowie zur
schulischen inklusion und zur senkung der Arbeitslosigkeit von
Menschen mit behinderung. Am 17. April hat der un-Fachaus-
schuss für die rechte von Menschen mit behinderungen im 
rahmen der Prüfung des ersten deutschen staatenberichts eine
Frageliste (List of issues) an deutschland gerichtet.2 die beant-
wortung sollte bis zum 25. Juli 2014 erfolgen. das zuständige
bundesministerium für Arbeit und soziales bat um Fristverlän-
gerung bis ende August 2014. die stellungnahme der nichtre-
gierungsorganisationen zur Antwort der deutschen regierung
wird anschließend erfolgen. 

durch den Fragenkatalog reagiert der un-Fachausschuss kri-
tisch zum stand der umsetzung der brK in deutschland. die
Fragen konzentrieren sich auf folgende bereiche: einwilligungs-
vorbehalt im deutschen betreuungsrecht, Wahlrecht, Verpflich-
tung zu angemessenen Vorkehrungen, inklusive bildung, deins-
titutionalisierung, inklusive beschäftigung, datensammlung. 

die ursprünglich auf die 12. sitzung des un-Fachausschusses
vom 22. september bis 10. Oktober 2014 terminierte staaten-
prüfung wurde auf dessen sitzung im April 2015 verlegt. Als
ergebnis wird der un-Fachausschuss sogenannte Concluding

Observations (Abschließende bemerkungen) an die deutsche
regierung richten und ihre umsetzung empfehlen. 

das deutsche institut für Menschenrechte wird das Verfah-
ren der staatenberichtsprüfung fachlich begleiten. es wird inte-
ressant sein zu erfahren, wie die regierung die Fragen beant-
worten wird. die un-Prüfung kann weitgehende implikationen
haben, bis hin zu gesetzlichen umsetzungsanfragen. der CbP
wird über das weitere Verfahren berichten, er nimmt Anregun-
gen der Mitglieder gern entgegen. jb

Anmerkungen

1. UPR (Universal Periodic Review) ist ein 2007 eingeführtes Instru-

ment des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen (UN), das alle

UN-Mitgliedstaaten auf ihre Menschenrechtssituation überprüft.

2. Die Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention hat die-

se Frageliste ins Deutsche übersetzen lassen. Dies dient dazu, die in-

teressierte Öffentlichkeit über den Stand des Verfahrens zu informie-

ren und Aufmerksamkeit für Einzelbereiche zu schaffen: www.institut-

fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle/publikationen.html

3 Konfessionslose Bewerberin ohne 
Entschädigungsanspruch nach AGG

das Landesarbeitsgericht (LAG) berlin-brandenburg hat mit
urteil vom 28. Mai 2014 1 festgestellt, dass ein kirchlicher dienst-
geber die besetzung einer stelle von der Mitgliedschaft in einer
christlichen Kirche abhängig machen darf. somit muss er keine
entschädigung an eine bei der Auswahl nicht berücksichtigte
konfessionslose bewerberin zahlen.

der sachverhalt: die evangelische Kirche in deutschland
(eKd) schrieb eine referent(inn)enstelle aus, um einen unab-
hängigen bericht zur umsetzung der Antirassismus-Konvention
der Vereinten nationen durch deutschland erstellen zu lassen.
Zu den einstellungsvoraussetzungen gehörten entsprechend
den kirchlichen bestimmungen die Mitgliedschaft in einer der
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehörenden Kirche
sowie die identifikation mit dem diakonischen Auftrag. eine
bewerberin ohne Mitgliedschaft in einer christlichen Kirche
wurde nicht zum Vorstellungsgespräch eingeladen. sie klagte auf
Zahlung einer entschädigung wegen einer benachteiligung nach
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). 

das LAG hob die entscheidung des Arbeitsgerichts berlin auf
und stellte fest, dass der bewerberin keine entschädigung nach
AGG zustehe: unter berücksichtigung des verfassungsrechtli-
chen selbstbestimmungsrechts der Kirchen nach Art. 140 des

politik

Die Redaktion des CBP-Info nimmt Hinweise über juristi-

sche Verfahren und Entscheidungen im Arbeitsfeld von Be-

hindertenhilfe und Psychiatrie gern auf und veröffentlicht sie

an dieser Stelle. 
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Grundgesetzes sei eine ungleichbehandlung nach § 9 AGG
gerechtfertigt. es komme nicht darauf an, ob die bewerberin alle
anderen Anforderungen erfüllt. der kirchliche dienstgeber sei
berechtigt, für die einstellung eine identifikation mit sich zu for-
dern, die durch die Kirchenmitgliedschaft dokumentiert werde.
Festgestellt wird auch, dass die europäische union den status der
Kirchen in den jeweiligen Mitgliedstaaten nach Art. 17 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der europäischen union
(AeuV) achte. die differenzierung sei daher europarechtlich
nicht zu beanstanden. die entscheidung ist richtungweisend für
das kirchliche Arbeitsrecht und die Geltung des AGG. jb

Anmerkung

1. AZ 4 Sa 157/14 und 4 Sa 238/14, Quelle: www.berlin.de/gerich-

te/arbeitsgericht/presse/archiv/20140603.1120.397629.html

3 Neuigkeiten zu Frühen Hilfen

das bundesfamilienministerium hat über den beginn der zwei-
ten Förderphase der bundesinitiative Frühe Hilfen am 1. Juli
2014 informiert. der Förderzeitraum endet am 31. dezember
2015. der bund stellt für diesen Zeitraum 76,5 Millionen euro
für Frühe Hilfen zur unterstützung von Familien zur Verfügung.
die ergebnisse der ersten Förderphase fasste eine begleitfor-
schung durch das nationale Zentrum Frühe Hilfen als bundes-
koordinierungsstelle zusammen. demnach hat die bundesini-
tiative bereits tragfähige strukturen geschaffen: in fast allen
Jugendamtsbezirken gebe es strukturelle Voraussetzungen für
einen bundesweit flächendeckenden Aus bau von netzwerken.
die ergebnisse zeigen aber auch, dass wichtige Akteure aus dem
Gesundheitswesen wie Kinderärztinnen und -ärzte, niederge-
lassene Hebammen, Geburts- sowie Kinderkliniken in den loka-
len netzwerken seltener sind. Mehr: www.fruehehilfen.de hi

Verband

3 CBP-Kongress war „Auf dem Weg
zur inklusiven Gesellschaft“ 

„der Kongress vermittelte den Mitgliedern die stärke und den
einfluss der Caritas behindertenhilfe und Psychiatrie quer
durch deutschland und bildete einen guten identitätsrahmen
für die Mitglieder und die bedeutung ihrer Arbeit. der CbP
wird wahrgenommen als wichtige einflussgröße in der Politik
und Öffentlichkeit. Kompetente referentenbesetzung auch
über die eigentliche Fachlichkeit hinaus (Götz Aly, Heribert
Prantl, Peter Müller) zeigen, dass der CbP auf der Höhe der Zeit
ist und sich öffnen kann in die Gesellschaft – und nicht nur im
eigenen saft schmort“, so kommentiert die Teilnehmerin Marie-
Luise Thomas vom diözesan-Caritasverband speyer den
2. CbP-Kongress vom 3. bis 5. Juni 2014 in schwäbisch Gmünd.

rund 500 Träger, Fach- und Führungskräfte aus einrichtun-
gen und diensten der Caritas behindertenhilfe und Psychiatrie,
expert(inn)en aus Wissenschaft und Politik sowie selbsthilfe-
und Angehörigenvertreter(innen) diskutierten die aktuellen
behindertenpolitischen Herausforderungen. dazu gehörten ins-
besondere die umsetzung der un-behindertenrechtskonventi-
on (brK) und die realisierung eines bundesteilhabegesetzes. 

Peter neher, Präsident des deutschen Caritasverbandes,
betrachtete in seinem einführenden impuls inklusion aus einer
biblisch-theologischen und einer politischen Perspektive. er be -
leuchtete inklu sion als Aufgabe der Caritas und aller ihrer Fach-
verbände, denn: „inklusion wäre komplett falsch verstanden,
würden wir dauerhaft behinderungsbedingte Fragestellungen an
den CbP allein delegieren.“

Peter Müller, richter am bundesverfassungsgericht, lobte in
seinem eröffnungsvortrag die beteiligung von behindertenver-

politik

Filmtipps

3 Mit ganzer Kraft

Ab 4. september im Kino, erzählt
der Film „Mit ganzer Kraft – Hürden
gibt es nur im Kopf“ die vom wahren
Leben inspirierte Geschichte eines
Vaters und seines körperbehinder-
ten sohnes, die durch gemeinsame
Teilnahme am Triathlon ironman in
nizza wieder zueinander finden und
einen Traum verwirklichen. 

3 46/47

der Kurzfilm „46/47“ erzählt die
Welt einmal „anders herum“: Fast
alle haben das down-syndrom –
wer nur 46 Chromosomen hat, gilt
als behindert. der Film eignet sich
als schulungsmaterial für Kinder
wie erwachsene. Mehr infos: www.
heinze-dietschreit.de
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bänden und Menschen mit behinderung bei der erarbeitung des
Völkerrechtsvertrages brK: der Grundsatz „nichts über uns
ohne uns“ sei konsequent umgesetzt worden. Völkerrecht und
nationales recht seien voneinander unabhängig. der nationale
Transformationsprozess habe auf bundesebene stattgefunden.
die brK habe in deutschland den rang eines bundesgesetzes.
da deutschland föderal sei, habe die brK keine unmittelbare
Auswirkung, soweit die Länder für die rechtsetzung zuständig
seien. bestes beispiel sei die schulpolitik in deutschland Län-
dersache: Artikel 24 der brK sei ein Auftrag an die Vertrags-
staaten, aber keine Grundlage für einen einklagbaren Platz in
einer regelschule. es gelte das Prinzip einer schrittweisen um -
setzung und der „bereitstellung angemessener Vorkehrungen“.
Müllers Fazit: Grundlegende Veränderungen für die rechte von
Menschen mit behinderung und die volle Teilhabe werden allein
durch rechtsprechung nicht erreicht werden. die umsetzung
der brK brauche politisches wie gesellschaftliches Handeln.

145 staaten haben die brK ratifiziert, damit stellen sich 144
andere staaten ebenso wie deutschland die Frage nach der
umsetzung, so der Leiter der Monitoring-stelle zur brK am
deutschen institut für Menschenrechte, Valentin Aichele. Gera-
de bei der inklusiven bildung könne deutschland von anderen
lernen. dabei müsse sich alles, was wir tun, an den Menschen-
rechten messen lassen. inwieweit der Paradigmenwechsel im
bewusstsein der Menschen angekommen sei, sei schwierig zu
messen. breite bevölkerungsschichten wurden mit der brK
erreicht, jedoch gäbe es ernüchternde umfrageergebnisse bei-
spielsweise zu den Themen Wahlrechtsausschluss oder Führer-
scheinentzug für Menschen mit behinderung. ein umfassender
bewusstseinswandel müsse daher bereits in der frühkindlichen
erziehung und bildung ansetzen. Aichele zieht dennoch ein posi-
tives Fazit: die inklusive Gesellschaft sei mehr und mehr erkenn-
bar, inklusion als Ziel habe in der Gesellschaft ein Fundament
gefunden. Menschen mit behinderung streben in die Mitte der
Gesellschaft und erhalten dabei rückendeckung von der brK,
so Valentin Aichele. er fordert, Menschenrechte müssten noch
stärker zum Prüfmaßstab gemacht werden: „Papier ist geduldig.
die Menschenrechte sind es nicht.“

die soziologin elisabeth Wacker von der Technischen uni-
versität München vergleicht inklusion mit dem Wandel vom ana-
logen zum digitalen Fernsehen, der 20 Jahre gedauert habe. Auch
inklusion sei ein Transformationsprozess, der sehr langwierig sei.
inklusion sei nicht einfach umsetzbar, Kompromisse seien nötig.
Kommunen müssten bei der stadtplanung alle Personengruppen
im blick haben: seien beispielsweise für rollstuhlfahrer bord-
steine eindeutig barrieren, so seien sie für sehbehinderte Men-
schen hilfreiche Abgrenzungen. bei jeder Veränderung müsse
sich die Kommune fragen, welche Faktoren sind hinderlich, wel-
che sind förderlich für die verschiedenen Personengruppen. 

der Theologe und ethiker Andreas Lob-Hüdepohl von der
Katholischen Hochschule in berlin rief in seinem Forum dazu
auf, Menschen mit behinderung auf allen ebenen stärker zu
beteiligen – auch in Aufsichtsgremien von behindertenhilfe und
Psychiatrie. 

der zweite Kongresstag startete mit dem Vortrag „Menschen
mit behinderung in Gesellschaft und Familie – gestern und heu-
te“ des renommierten Historikers Götz Aly. er erinnerte an die
euthanasiemorde während des nationalsozialismus, denen mehr
als 200.000 Menschen mit behinderung und psychischer er -
krankung zum Opfer fielen. scham der Angehörigen und die
Ausgrenzung der „Kranken“ aus Familie und umfeld haben
Götz Aly zufolge zur euthanasie beigetragen: die wenigen
Angehörigen, die protestierten, konnten ihre „Kranken“ nach
Hause holen und damit retten. das Verhalten der Angehörigen
stand somit im Mittelpunkt der euthanasie.

nach dem sehr bewegenden Vortrag von Götz Aly konnten
die Teilnehmenden die für sie relevanten Workshops und Talk-
runden auswählen und so ein individuelles Kongressprogramm
wahrnehmen. einige der Workshops wurden von den Gremien-
mitgliedern des CbP gestaltet. diese hatten im Vorfeld der Ver-
anstaltung zu den einzelnen Artikeln der brK diskussionspa-
piere verfasst, die in einem reader veröffentlicht wurden und
einigen Workshops als diskussionsgrundlage dienten. Parallel zu
den Workshops erläuterte beispielsweise Wolfgang Hinte, 
Professor an der uni duisburg-essen, die Grundhaltungen für
sozialräumliches Arbeiten; der rehabilitationswissenschaftler

cbp-kongress

Verfassungsrichter
Peter Müller erläu-
terte die differen-
zierte Verankerung
der Behinderten -
rechtskonvention 
im Völker-, EU-,
Bundes- und
Landes recht.

Auf eine Zeitreise 
in die dunkelste
Geschichtsepoche
nahm der sehr
anschauliche
Vortrag von Götz
Aly die Zuhörer mit.

Bild: DCV/kbö

Bild: DCV/cb
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Harry Fuchs stand für ein interview zur reform der eingliede-
rungshilfe zur Verfügung und Katrin Grüber, Geschäftsführerin
des instituts Mensch, ethik und Wissenschaft, berichtete darü-
ber, wie Aktionspläne zur umsetzung der brK die beteiligung
von Menschen mit behinderung verändern können.

Vielfältiges Rahmenprogramm strahlte in die Stadt aus

eine Kunstausstellung von Menschen mit und ohne behinde-
rung fand ganz im sinne der inklusion nicht nur für die Kon-
gressbesucher(innen), sondern auch für die Öffentlichkeit im
rathaus statt. schüler(innen) der Martinus-schule der stiftung
Haus Lindenhof aktivierten Kongressbesucher zu einer kreati-
ven Pause mit der künstlerischen Mitmach-Aktion zum Thema
„du . ich . wir … miteinander sein“. Auf dem Johannisplatz
boten Werkstätten für Menschen mit behinderung ihre
Produkte zum Verkauf an. 

Musikalisch wurde der Kongress begleitet von der loka-
len band „staubstumm“ sowie „Konrads spezialorches-
ter“, das im inklusiven Kulturcafé „bunter Hund“ auftrat.
Am Festabend brachte die Frankfurter band „blind Foun-
dation“ mit einer Mischung aus Jazz, Pop und rock viele
Kongressteilnehmer(in nen) zum Tanzen.

Am dritten Kongresstag sprach die baden-württember-
gische Ministerin für Arbeit und sozialordnung, Familie,
Frauen und senioren, Katrin Altpeter, über die Herausfor-
derungen der Teilhabe und inklusion aus sicht der Länder.
sie begrüßte die geplante bundesbeteiligung an den Kos-
ten der eingliederungshilfe als entlastung für die Kom-
munen und Länder, befürchtete jedoch, dass die Höhe die-
ser beteiligung mit fünf Milliarden euro knapp bemessen
sei. Ohne ausreichende ressourcen bereitzustellen, werde

inklusion kaum möglich sein. beim geplanten bundesteil-
habegeld sprach sie sich gegen eine Anrechnung von ein-
kommen und Vermögen aus. 

in der Talkrunde „der Mensch im Mittelpunkt“ disku-
tierte die behindertenbeauftragte der stadt Freiburg,
esther Grunemann, mit Wilfried Gaul-Canjé als einrich-
tungsvertreter und Franz schmeller als  Vor stands mitglied
der bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger
der sozialhilfe (bAGüs) über Personorientierung als Para-
digma. das von der bAGüs favorisierte bundesteilhabe-
geld wurde kritisch hinterfragt: bei einem bestehenden
Mehrkostenvorbehalt wäre das Wunsch- und Wahlrecht
nicht gegeben. die kommunale entlastung durch den bund
bei gleichzeitiger inhaltlicher Weiterentwicklung in rich-
tung Personorientierung wurde von allen seiten begrüßt.

Mit einem impulsstarken Vortrag von Heribert Prantl,
Chefredakteur der süddeutschen Zeitung, über die inklu-
sion als „zweite deutsche einheit“ ging der 2. CbP-Kon-
gress zu ende. 

Mit dem Kongress hat die CbP-Kampagne „du . ich .

wir … miteinander sein“ ihren Höhepunkt und Abschluss gefun-
den. Veranstaltungen der Mitglieder, die 2013/14 bundesweit
unter dem dach der Kampagne stattgefunden haben, sind unter
www.cbp.caritas.de/kampagne dokumentiert. die reportergrup-
pe „radio sag’ was!“ aus regensburg hat viele Mitwirkende und
besucher des Kongresses interviewt, unter anderem bischof
Gebhard Fürst, Harry Fuchs, Katrin Grüber und Heribert Prantl.
die interviews sowie die sonstige dokumentation und Fotos des
Kongresses stehen unter www.cbp.caritas.de zur Verfügung. Aus-
gewählte Vorträge werden in der schriftenreihe „CbP-spezial“
ende september 2014 veröffentlicht. Corinna Lerbs, CBP

Kontakt: corinna.lerbs@caritas.de

cbp-kongress

Personorientierung war das Thema der Talkrunde am dritten
Kongresstag. Zweite von links: Esther Grunemann, Freiburger
Beauftragte für Menschen mit Behinderung.

Drei der vier Musiker von „Blind Foundation“. Ob mit 
oder ohne Behinderung, heizten sie den Festabend des
Kongresses kräftig an.
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3 Die Rolle der Sozialpsychiatrischen 
Dienste im Sozialraum

Am 20./21. März 2014 trafen sich über 160 Mitarbeiter(innen)
sozialpsychiatrischer dienste aus der gesamten republik zur
dritten Fachtagung des bundesweiten netzwerks sozialpsychi-
atrischer dienste in Hannover zu einem breiten und intensiven
erfahrungsaustausch. schwerpunktthema der im zweijährigen
Turnus stattfindenden Tagung war die „rolle des sozialpsychi-
atrischen dienstes im sozialraum“. 

das bundesweite netzwerk wurde 2010 mit dem Ziel gegrün-
det, die Funktion der sozialpsychiatrischen dienste wieder 
in ten siver in den fachlichen diskurs einzubringen, den Mitar-
beitenden einen kontinuierlichen erfahrungsaustausch zu er -
möglichen und die Kompetenzen und die Qualität der Arbeit
sozialpsychiatrischer dienste zum beispiel über Fortbildungen
zu befördern. im Jahr 2012 veröffentlichte das netzwerk „The-
sen zu Kernaufgaben der sozialpsychiatrischen dienste“. unab-
hängig von den erheblichen unterschieden, die aufgrund unglei-
cher rahmenbedingungen, Aufgaben und personeller
res sourcen in der Arbeit der sozialpsychiatrischen dienste
landauf, landab bestehen, können diese Kernaufgaben als allge-
mein anerkannte richtschnur für sozialpsychiatrische dienste
herangezogen werden. unter www.sozialpsychiatrische-diens-
te.de gibt es ausführliche erläuterungen zu den fünf Kernaufga-
ben:
1. niederschwellige beratung und betreuung;
2. Krisenintervention und Zwangseinweisung;
3. Planung und Koordination von einzelfallhilfen;
4. netzwerkarbeit und steuerung im regionalen Verbund;
5. beschwerdemanagement und Fachaufsicht.
Wolfgang Hinte, Professor an der universität duisburg-essen,
beschrieb in Hannover in seinem Vortrag die fünf Grundprinzi-
pien konkreter sozialraumarbeit in der sozialen Arbeit: 
n Was wollen die Menschen – und nicht nur: Was brauchen sie?

Welche Ziele werden aus dem Willen abgeleitet entgegen den
institutionszentrierten vorgehaltenen Maßnahmen und bau -
steinen? 

n so wenig Hilfe wie möglich – so viel Hilfe wie nötig entgegen
Vernachlässigung einerseits oder fürsorglicher belagerung
andererseits; 

n Arbeit mit den ressourcen der Menschen und des sozial-
raums entgegen einer defizitorientierten psychiatrischen Ver-
sorgung und entgegen einer chronifizierenden Haltung der
Mitarbeitenden; 

n zielgruppenübergreifende sozialarbeit – Generalisierung ver-
sus spezialisierung; 

n Grundlage ist eine kooperative Haltung entgegen einer sich
abgrenzenden, an Konkurrenz orientierten Haltung. 

dem gegenüber stand die nüchtern-sachliche, aufgrund der stu-
dienergebnisse fast schon beklemmend wirkende Analyse von
Andreas Zick, Leiter des instituts für Konflikt- und Gewaltfor-
schung an der universität bielefeld, zu den breit angelegten stu-
dien zur Vorurteilsforschung. unter dem Titel „Gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit“ werden diese seit über zehn Jahren
kontinuierlich durchgeführt und zeigen, wie tief Voreingenom-
menheiten, ressentiments und Vorurteile über alle schichten in
der bevölkerung hinweg gegenüber bestimmten Personengrup-
pen und sogenannten randgruppen noch verbreitet sind. 

Zum Abschluss der Tagung reflektierte Albrecht rohrmann,
Professor am Zentrum für Planung und evaluation sozialer
dienste der universität siegen, informativ über den begriff des
sozialraums als Grundlage für die sozialraumarbeit in der
gemeindepsychiatrischen Versorgung. Ausgehend von einer
sozialraumdefinition als einem erstens genutzten und angeeig-
neten raum, zweitens erlebten raum und drittens administrati-
ven und professionell strukturierten raum verwies Albrecht
rohrmann eher auf einer allgemeinen ebene auf Perspektiven
für sozialpsychiatrische dienste. sie sollten in ihrer alltäglichen
Arbeit mit dazu beitragen, bedingungen im örtlichen Gemein-
wesen zu schaffen, die es (behinderten) Menschen ermöglichen,
ihr Leben weitgehend selbstbestimmt in bezug zu den üblichen
gesellschaftlichen systemen und Organisationen zu führen sowie
Zugehörigkeit und Anerkennung zu finden.

die Workshops und Foren befassten sich mit spezifischen
Aufgaben und Herausforderungen der sozialpsychiatrischen
dienste: „der sozialpsychiatrische dienst als Fachdienst für
basishilfen im sozialraum der Kommune“, „Multiprofessionali-
tät – Fachärztemangel – delegation“, „stärkung der selbsthilfe-
freundlichkeit“, „sozialpsychiatrisches Arbeiten in ländlichen
regionen“, „Ganz normal – das suchen von nichtpsychiatri-
schen Hilfen“. 

verband
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im Forum „Wenn der sozialraum überfordert ist – Gemein-
wesenarbeit und Versorgungsverpflichtung“ diskutierten die
Teilnehmenden, wie sozialpsychiatrische dienste arbeiten kön-
nen, wenn sie an ihre Grenzen stoßen oder der sozialraum über-
lastet ist. Auch dort war den Mitarbeiter(inne)n der Austausch
vor dem Hintergrund der unterschiedlichen rahmenbedingun-
gen in den einzelnen bundesländern wichtig. die Teilnehmen-
den waren sich einig, dass die umsetzung von sozialraumarbeit
nicht allein durch die personelle Ausstattung definiert werden
kann, sondern dass auch die grundlegende Haltung und Vorge-
hensweise der Mitarbeiter(innen) entscheidend ist. diese beein-
druckt trotz sich erheblich unterscheidender Arbeitsbedingun-
gen immer wieder: niederschwelliges, ambulant-aufsuchendes,
flexibles Arbeiten im sozialraum für und mit psychisch kranken
Menschen, die nicht mehr oder noch nicht in der Lage sind, sich
auf Hilfen einzulassen, die Kontaktfähigkeit voraussetzen.

dieser positive eindruck wurde auch von den beiden Ta -
gungsbeobachter(inne)n renate dille-beyer vom bundesver-
band der Angehörigen psychisch Kranker und Klaus Jansen vom
Kölner Verein für reha am ende der Tagung herausgestellt.

Dr. Klaus Obert

Mitglied der Steuerungsgruppe des bundesweiten Netzwerks

 Sozialpsychiatrischer Dienste; Mitglied im CBP-Fachbeirat Psychiatrie

Kontakt: k.obert@caritas-stuttgart.de, Tel. 0711/1693650

Nähere Informationen zum Netzwerk Sozialpsychiatrischer Dienste

wie auch die Beiträge und die Protokolle der Arbeitsgruppen und Fo-

ren können unter www.sozialpsychiatrische-dienste.de abgerufen

werden.

3 Forderungen für eine bessere
Zuordnung und Betreuung bei FASD 

die stift Tilbeck GmbH in Havixbeck ist als einrichtung für
Menschen mit einer geistigen behinderung seit über 130 Jahren
im West-Münsterland bekannt und etabliert. seit dem Jahr 2005
begleitet stift Tilbeck junge Menschen mit einer Fetalen Alko-
hol-spektrum-störung (FAsd). Mittlerweile werden circa 20
Personen mit FAsd im Alter von 16 bis 26 Jahren in unter-
schiedlichen Wohnkonzepten begleitet. seit dem Jahr 2008 hat
stift Tilbeck die erlaubnis des Landesjugendamtes, auch schon
Personen mit 16 Jahren aufzunehmen, da die besonderen bedar-
fe der jungen Menschen mit FAsd in diesem Alter besonders
deutlich werden und oft den rahmen der familiären betreuung
sprengen. ebenso ergibt sich in Jugendhilfeeinrichtungen das
Problem, dass heranwachsende Menschen mit FAsd den ande-
ren Jugendlichen kognitiv und emotional unterlegen sind und
gleichzeitig durch das Austesten aller Grenzen (zum beispiel
auch im sexuellen bereich) mitunter eine Gefährdung der ande-
ren Kinder und Jugendlichen darstellen und daher nicht in der
einrichtung bleiben können. die Aufnahme in die erwachse-

neneinrichtung schwächt diesen effekt zunächst ab, da sie dort
die jüngste Personengruppe darstellen.

die inzwischen zehnjährige erfahrung macht allerdings deut-
lich, dass die weitere Aufnahme von Menschen mit FAsd trotz
der Größe und Vielfalt der einrichtungen an Grenzen stößt, die
eine weitere Aufnahme dieses Personenkreises zunehmend
erschweren: 
1. das Wohnen und Leben in Gruppen gestaltet sich für diesen

Personenkreis als sehr schwierig. das Leben in individuellen
Wohnformen für den einzelnen (Appartement) unter statio-
nären bedingungen bieten wir zwar an. diese Wohnform
müsste aber weiter ausgebaut werden. Allerdings ist die um -
setzung im rahmen des Wohn- und Teilhabegesetzes nrW
(nordrhein-Westfalen) mit unzähligen Auflagen und Kosten
verbunden. dies er schwert die schaffung kleiner Wohneinhei-
ten für diesen Personenkreis deutlich, da die refinanzierung
nicht ausreichend sichergestellt ist. 

2. die Heranführung an die Arbeitswelt (bis hin zu besonderen
Werkstattkonzepten) ist für einen Teil der betroffenen nicht
realisierbar. sie benötigen eine ganztägige begleitung, Assis-
tenz und intensive unterstützung im ersten Lebensraum
(Wohnen), ohne die ein entgleiten bis hin zur völligen Ver-
wahrlosung droht. die refinanzierung tagesstrukturierender
Maßnahmen (in nrW immer nur als ergänzung gedacht und
finanziert) reicht für diesen Personenkreis nicht aus. die
begleitung und Assistenz wegen der Grenzen in der entwick-
lung und dem gleichzeitigen drang nach Autonomie geht mit
hohen spannungszuständen einher. diesen Anforderungen ist
nur durch eine personell gesicherte begleitung zu be gegnen,
um selbst- und Fremdgefährdungen zu vermeiden. 

3. das instrument zur bedarfserhebung, der sogenannte
HMbW-Version 5/2001-bogen, eignet sich in der jetzigen
Form nicht zur erfassung des Hilfebedarfs dieses Personen-
kreises. die vom evangelischen Verein sonnenhof bereitge-
stellten ergänzenden Verfahren machen sehr viel besser deut-
lich, was dieser Personenkreis benötigt, und ermöglicht den
Leistungsträgern wenigstens in Ansätzen eine angemessene
Vergütung im rahmen der eingruppierung in die höheren Hil-
febedarfsgruppen. 

4. die hirnorganische schädigung infolge des FAsd bewirkt
zahlreiche Auffälligkeiten (zum beispiel impuls-steuerungs-
störungen, delinquentes Verhalten, störungen im sexuellen
bereich), und die betroffenen neigen zu einer erweiterten
Komorbidität (durch psychiatrische erkrankungen, ge -
steigertes suchtverhalten ...), die zu wenig berücksichtigt wer-
den. 

5. einrichtungen der eingliederungshilfe müssen vermehrt
informiert und eingeladen werden, mit FAsd-Klient(inn)en
zu arbeiten. die Konzentration dieses Personenkreises in einer
einrichtung kann sonst zu weiteren Problemen führen und ist
eher entwicklungsbehindernd. 
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6. eine verlässliche und kontinuierliche beziehungsarbeit mit
diesem Personenkreis ist eine der wichtigsten und bedeu-
tendsten ressourcen. daher muss unbedingt sichergestellt
werden, dass es nicht immer wieder zu Abbrüchen und zu Ver-
schiebungen in andere einrichtungen (wenn überhaupt mög-
lich) kommt. Mitarbeiter(innen), die sich der Arbeit mit die-
sem Personenkreis stellen, brauchen eine sehr gute fachliche
unterstützung. indirekte Hilfen müssen daher refinanzierbar
sein, so dass die investitions- und Maßnahmenpauschale bei
der bereitschaft, diesen Personenkreis zu betreuen, für sta-
tionäre einrichtungen entsprechend angehoben werden müs-
sen. 

7. erwachsene Menschen, die alle symptome und erscheinungs-
formen einer FAsd zeigen, aber noch keine diagnose haben,
können noch immer nicht auf regionale strukturen mittels
Ärzt(inn)en und Psycholog(inn)en zurückgreifen, die diesbe-
züglich eine ausreichende diagnostik anbieten. da die stift Til-
beck GmbH nur erwachsene aufnimmt, aber häufig Anfragen
für Personen erhält, die noch keine FAsd-diagnostik im Kin-
des- und Jugendalter durchlaufen konnten, kommen diese auf
lange Wartelisten, und die betroffenen müssen 500 Kilometer
weit fahren, da diese diagnostik ausschließlich in berlin-span-
dau möglich ist. diese barriere lässt die betroffenen Personen
im ungewissen. Hier muss erlaubt sein, dass auch vorüberge-
hend Kinder- und Jugendärzte beziehungsweise Psychologen
für Kinder und Jugendliche die s-3-Leitlinie auf erwachsene
Menschen übertragen und anwenden dürfen, da wir hier mit
reinhold Feldmann einen sehr erfahrenen diagnostiker in der
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie Walstedde, das heißt
vor der Tür, haben. Krankenkassen müssen verpflichtet wer-
den, die entsprechenden Kosten zu übernehmen oder zumin-
dest die Kosten für Anfahrt und Aufenthalt in berlin sicherzu-
stellen. 

8. Viele Therapeut(inn)en und Ärztinnen/Ärzte sind noch immer
nicht bereit, die diagnose FAsd anzuerkennen und die the-
rapeutischen bedarfe auf diesen Personenkreis hin abzustim-
men. insbesondere in psychotherapeutischen und psychiatri-
schen Zusammenhängen findet hier noch viel zu häufig eine
negierung der diagnose statt, weil diese noch immer nicht in
den iCd-diagnosekatalog aufgenommen wurde. dies ist drin-
gend nachzuholen, insbesondere auch für erwachsene. 

9. die beratungsstelle der stift Tilbeck GmbH für Menschen mit
behinderung und ihre Angehörigen hat in den letzten Jahren
einen regelrechten boom an beratungsbedarfen bezüglich des
Themas FAsd erlebt. Auch hier gilt es, eine regional dichtere
Versorgungsstruktur sicherzustellen. 

schon jetzt stellen wir fest, dass es bei einer unzureichenden Ver-
sorgungsstruktur immer mehr dazu kommen wird, dass sich die
von FAsd betroffenen in deutlich kostenintensiveren struktu-
ren, wie der Forensik oder im suchthilfebereich, wiederfinden
werden, die aber nicht auf diesen Personenkreis eingestellt sind.

dies gilt insbesondere auch für die Menschen mit FAsd, deren
schädigung nur so weit reicht, dass durchaus eine Verselbststän-
digung bis zu ambulanten Wohnformen möglich ist – wenn sie
denn die entsprechende Anerkennung (diagnostik) und unter-
stützung (eingliederungshilfe/therapeutische Möglichkeiten)
erhalten und diese nicht immer wieder verweigert wird oder sie
nur unzureichend ausgestattet ist.

die stift Tilbeck GmbH unterstützt das folgende Positions-
papier des sozialpsychiatrischen dienstes spandau und des
evangelischen Vereins sonnenhof vom 24. Mai 2012 in vollem
umfang. Andreas Francke

Stift Tilbeck GmbH, Havixbeck

Kontakt: francke.a@stift-tilbeck.de

3 Positionspapier – Erwachsene 
mit FASD

Positionspapier zu Problemen der sozialpsychiatrischen

Zuordnung (§§ 53/54 SGB XII) sowie zur Betreuung von

Erwachsenen mit fetalen Alkohol-Spektrum-Störungen

Menschen mit fetalen Alkohol-spektrum-störungen (FAsd)
benötigen aufgrund ihrer hirnorganischen beeinträchtigungen
eine spezifische Förderung, die in den bisherigen Hilfesystemen
nicht beziehungsweise noch nicht ausreichend installiert ist.

das störungsbild kann sich sehr unterschiedlich darstellen
und reicht bis in den bereich der schweren geistigen behinde-
rung.

die behinderung bedingt störungen der informations- und
Wahrnehmungsverarbeitung, die das erfassen abstrakter, aber
auch sozialer relationen erheblich beeinträchtigen und die Ten-
denz zum sozialen rückzug und die Angst vor neuen situatio-
nen sowie aggressiven durchbrüchen erklären. dies kann zu
massiven Anpassungsstörungen an gesellschaftliche normen in
allen Lebensbereichen mit nichteinhaltung von Terminen, teil-
weise delinquentem Verhalten und nur sehr begrenzter Lernfä-
higkeit in diesen bereichen führen.
n eine Verselbstständigung im sinne des sGb Xii ist zu einem

großen Teil kaum möglich, so dass diese Menschen ein Leben
lang auf Hilfe angewiesen sein können. (siehe dazu auch die
2005 abgeschlossene berliner Langzeitstudie von Prof. spohr,
nach der 80 Prozent der betroffenen jungen Frauen und Män-
ner nicht selbstständig leben konnten.)

n in der betreuungsarbeit ist zu berücksichtigen, dass die
betroffenen zum Teil auch bei maximaler Förderung Grenzen
in ihrer entwicklung, einen sogenannten deckeneffekt, auf-
zeigen und man Gefahr läuft, die Menschen zu überfordern,
was erhebliche spannungszustände auslösen kann. 

n spezifisch für Menschen mit diesen beeinträchtigungen ist,
dass Veränderungen in der Lebensführung häufig große Ängs-
te auslösen. diese können nicht durch internalisierte routi-
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nen kompensiert werden, so dass es dann zum beispiel beim
Wechsel einer einrichtung zu einem deutlichen ressourcen-
verlust kommt. Für Menschen mit FAsd ist daher stabilität
und Kontinuität durch die betreuungspersonen existenziell.

n die Problematik der diagnostik besteht darin, dass die unter-
formen von FAsd nicht allen Fachdiensten ausreichend
bekannt sind, so dass es zu falschen Zuordnungen und Fehl-
platzierungen kommt. Weiterhin ist noch nicht ausreichend
bekannt, dass der schweregrad der behinderung und das Aus-
maß der Teilhabebeeinträchtigung sich nicht nur an der voll-
ständigen symptomatik im sogenannten Vollbild, dem Feta-
len Alkoholsyndrom, messen lässt, sondern aufgrund der
Hirnschädigung „unsichtbar“ in allen unterformen vorliegen
kann.

n in einigen Fällen besteht die Problematik der Zuordnung
darin, dass eine intelligenz im normbereich diagnostiziert
werden kann. die betroffenen Menschen sind jedoch unter
anderem in Folge der störung der exekutivfunktionen1 nicht
in der Lage diese intelligenz angemessen zu nutzen und sie im
praktischen Leben einzusetzen. 

n die hirnorganische schädigung führt zu Verhaltensauffällig-
keiten, die in ihrer Auswirkung einer geistigen behinderung
gleichzusetzen sind.

die iCF – internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
behinderung und Gesundheit 2005 – ist zwar eingeführt, jedoch
erst auf dem Wege der etablierung. 

dieses diagnosesystem könnte einen Teil der bisherigen Pro-
blematik der diagnostik aufgrund derer die Zuordnungen erfol-
gen, perspektivisch beheben. die iCF gewichtet die Teilhabebe-
einträchtigungen und legt den schwerpunkt nicht auf die
intelligenzmessung.
n die Funktionsstörungen bei FAsd nach der iCF können

unter anderem in folgenden bereichen klassifiziert werden:
– b 117 Funktionen der intelligenz,
– b 122 globale psychosoziale Funktionen,
– b 126 Funktionen von Temperament und Persönlichkeit,
– b 130 Funktionen der psychischen energie und des

Antriebs,
– b 140 Funktionen der Aufmerksamkeit,
– b 152 emotionale Funktionen,
– b 160 Funktionen des denkens,
– b 164 höhere kognitive Funktionen,
– b 167 kognitiv-sprachliche Funktionen,
– b 172 das rechnen betreffende Funktionen,
– b 180 die selbstwahrnehmung und die Zeitwahrnehmung

betreffende Funktionen.
n Zudem besteht bei Menschen mit FAsd eine deutliche hirn-

organisch bedingte suggestibilität und ein „imitierverhalten“,
so dass im Falle einer eingliederung, zum beispiel in eine the-
rapeutische Wohngemeinschaft im bereich seelisch behinder-
ter Menschen mit psychotischen erkrankungen, die große

Gefahr der „nachahmung psychotischen Verhaltens“
bestünde.

n Häufig sind Menschen mit FAsd nicht gruppenfähig, so dass
ein Leben mit betreuung in eigener Wohnung erforderlich
wird, das meist einen wesentlich höheren betreuungsumfang
erfordert, als dies der übliche rahmen vorsieht. 

n den bedarf dieses speziellen Personenkreises bildet das
bedarfserhebungsinstrument der sogenannten HMb-W  –
erhebung des Hilfebedarfs in betreuten Wohnangeboten –
nicht hinlänglich ab, so dass hier ein Zusatzinstrument erfor-
derlich ist.

nach der Auswertung sozialpsychiatrischer sowie psychologi-
scher diagnostik und Fachberatung beim Aufbau und bei der
begleitung der bundesweit ersten FAsd-Wohngemeinschaft
sind erforderlich:
n die Aufnahme des Krankheitsbildes in den diagnosekatalog

der iCd, 
n die Anerkennung und berücksichtigung von diagnostik und

behandlung im Leistungskatalog der Krankenkassen,
n ausreichende diagnostikmöglichkeiten, 
n die Zuordnung zum Personenkreis der geistig behinderten

Menschen im bereich des sGb Xii, 
n ein instrument zur erhebung des betreuungsbedarfes, wel-

ches den besonderheiten der störungen entspricht (erfassen
der einschränkungen exekutiver Funktionen in ihren Aus-
wirkungen auf die Teilhabe), 

n die entwicklung ausreichender spezifischer Hilfsangebote im
bereich der eingliederungshilfe in Form von vollstationären
einrichtungen, Wohngemeinschaften und betreutem einzel-
wohnen. 

Dorothea Hantelmann

Ärztin für Neurologie und Psychiatrie 

Sozialpsychiatrischer Dienst Spandau, Berlin

Kontakt: d.hantelmann@ba-spandau.berlin.de

Gela Becker

Dipl.- Psych., Evangelischer Verein Sonnenhof e.V., Berlin

Kontakt: sonnenhof-ev@t-online.de

www.fasd-beratung.de

Anmerkung

1. Diese Patienten haben die „Schwierigkeit, Informationen aus der

Umwelt zur Kontrolle, Veränderung und Regelung ihres Verhaltens zu

verwenden“ (Kolb und Wishaw, 1993).
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3 Interkulturelle Öffnung und
Seelsorge

Perspektiven einer aktuellen Arbeitshilfe der deutschen

Bischöfe

unter der Überschrift „das katholische Profil caritativer ein-
richtungen und dienste in der pluralen Gesellschaft“ haben die
deutschen bischöfe am 28. April 2014 einen Ordnungsrahmen
für die Grundordnung des kirchlichen dienstes im rahmen
kirchlicher Arbeitsverhältnisse vorgelegt. die inhalte dieser
Arbeitshilfe werden im Folgenden zusammengefasst. Anschlie-
ßend werden einige Folgerungen für die pastorale Kommunika-
tion mit andersgläubigen oder konfessionsfreien Mitarbeitenden
in den kirchlichen einrichtungen und diensten entwickelt.

bereits im Vorwort nimmt die Arbeitshilfe bezug auf den
begriff der „interkulturellen Kompetenz“ (s. 5), die als Quali-
tätsmerkmal katholischer einrichtungen beschrieben und an
späterer stelle näher erläutert wird (s. 26). ebenso wird schon in
den einleitenden Worten die Überzeugung zum Ausdruck
gebracht, „dass auch Mitarbeitende, die keiner oder einer nicht-
christlichen Konfession angehören oder nicht katholisch Getauf-
te sind, ein Gewinn für eine katholische einrichtung sein kön-

nen“ (s. 6). die Voraussetzung dafür ist zunächst von den ein-
richtungen und diensten zu schaffen, nämlich „ein klares katho-
lisches Profil der einrichtung“. dieses sei von den Mitarbeiten-
den anzuerkennen und zu respektieren (s. 6; 37).

die Arbeitshilfe weist der kirchlichen Caritas ihren Platz in
der pluralen Gesellschaft im sinne subsidiärer Verantwortung
zu. Anerkannt wird, dass die situation der Kirche in der Gesell-
schaft immer seltener von volkskirchlichen Faktoren geprägt
wird, zunehmend aber von starker ethnischer, kultureller wie
religiöser Pluralität, die in deutschland eine Vielfalt von dias -
porasituationen hervorbringt (s. 14; 24–26). darum sieht man die
einrichtungen vor der doppelten Herausforderung, „Mitarbei-
ter zu finden, die ein glaubwürdiges Mitarbeiten an den Zielen
einer profiliert katholischen einrichtung und eine gute fachliche
Kompetenz miteinander verbinden“ (s. 15).

die beschreibung des Profils sozialer dienste und einrich-
tungen in kirchlicher Trägerschaft wird mit zwei biblischen refe-
renzstellen eingeführt, unter anderem dem Verweis auf den in
seiner Zeit als ungläubigen wahrgenommenen samariter (Lk
10, 25–37), der dann in der Tradition der Kirchen zum Vorbild
schlechthin für die christliche Liebestätigkeit avancierte. die
sozialeinrichtungen in kirchlicher Trägerschaft werden als Lern-

termine

CBP-Kalender

Termine Wann? Wo? Wer?

Regionaltreffen Nordwest der Lokalen
Teilhabekreise

6.10.2014 Reken
Leitungen, Fachkräfte, Menschen mit Behinderung
und Mitbürger, die sich in Lokalen Teilhabekreisen
engagieren

AAL – Ambient Assisted Living
Technische Unterstützung in der
Behindertenhilfe zur Verbesserung der Teilhabe
und Selbstbestimmung

20./21.10.2014 Berlin Träger, Leitungen und Fachkräfte

Arbeitstreffen der Technischen Leitungen 27.–29.10.2014 Frankfurt
Technische Leitungen in Einrichtungen der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie

Mitgliederversammlung 2014 CBP e.V. und Wahl
des Angehörigenbeirates im CBP

12./13.11.2014 Paderborn Vertreter(innen) der Mitgliedseinrichtungen

Fachtagung des CBP-Ausschusses Teilhabe am
Arbeitsleben

27.–29.1.2015 Berlin
Träger, Leitungen und leitende Fachkräfte aus
Werkstätten, Förderstätten und Integrationsfirmen im
CBP

Jahreszielkonferenz der CBP-Gremien 24./25.2.2015 Fulda Alle CBP-Gremienmitglieder

CBP-Trägerforum 17./18.6.2015
Bergisch
Gladbach

Trägervertreter(innen), Leitungsverantwortliche und
Führungskräfte in der Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie

Bitte achten Sie auf die aktuellen Termine und Ausschreibungen auf unserer Homepage www.cbp.caritas.de
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orte des Glaubens betrachtet, an denen christliche Hoffnung in
der Haltung von Offenheit und Gastfreundschaft zu verwirkli-
chen ist (s. 18). daraus resultieren aus sicht der Arbeitshilfe
„eine besondere Achtsamkeit gegenüber Mitarbeitenden und
nutzern und ihren bedürfnissen“, aber auch „schwerpunkte in
der Fortbildung in ethischen Fragen und eine intensive geistli-
che begleitung der Mitarbeitenden“. diese Maßnahmen sollen
geeignet sein, alle – über ihre religiöse Verortung hinaus – zu
einem „Tatzeugnis der Liebe“ zu befähigen (s. 22 f.). 

bei der beschreibung des gesellschaftlichen und sozialen
umfeldes von diensten und einrichtungen, das in besonderer
Weise von Migrationsbewegungen geprägt ist, wird der Gedan-
ke der „solidarität mit den Fremden“ herausgearbeitet und bib-
lisch begründet (s. 26). dabei wird betont, dass das davon abge-
leitete Qualitätsmerkmal der interkulturellen Kompetenz nicht
nur von integrationsfachdiensten, sondern von den einrichtun-
gen in ihrer Gesamtheit zu erwerben ist (s. 37).

die Ausführungen über die beschäftigung von Christ(inn)en
anderer Konfession und nichtchrist(inn)en in katholischen
diensten und einrichtungen werden mit der deutlichen Forde-
rung eingeleitet, dass „Leitungsfunktionen und erzieherische
Aufgaben in der regel nur von katholischen Mitarbeitenden
wahrgenommen werden, die ein persönliches Lebenszeugnis im
sinne der katholischen Glaubens- und sittenlehre ablegen“;
Ähnliches wird über die pastoral und katechetisch Tätigen aus-
gesagt (s. 28). daran anschließend werden institutionelle rah-
menbedingungen für eine gelingende Zusammenarbeit von
Katholiken, Christen anderer Konfessionen, Angehörigen 
anderer religionen und konfessionsfreien Mitarbeitenden
 festgehalten. darin sind die Loyalitätspflichten aller Mitarbei-
tenden, Verantwortungsdimensionen der Leitungsebene, die 
be rücksichtigung spezifischer bedürfnisse katholischer nutze -
r(in nen), die notwendigkeit der Anstellung katholischer Mitar-
beitender, Fortbildungsangebote, Anforderungen an nichtchrist-
liche Mitarbeitende und die brückenfunktion der einrichtung
zwischen Mehrheitsgesellschaft und Migranten thematisiert. 

Abschließend wird das Thema für drei Handlungsfelder dif-
ferenziert: (1) elementarerziehung/bildung, (2) Pflege/Gesund-
heit/rehabilitation sowie (3) beratung/Lebenshilfe (s. 33–35).
die Möglichkeit der beschäftigung nichtkatholischer Fachkräf-
te im ersten und dritten Handlungsfeld wird bezugnehmend auf
die Grundordnung zurückhaltend bis ablehnend eingeschätzt
(es finden sich bewertungen wie „nur im einzelfall sinnvoll“, „in
der regel nicht möglich“, aber auch „hilfreich“ und „brücken-
funktion“). Offener stellt sich die beschäftigung von Christen
anderer Konfessionen und nichtchristen aus sicht der Arbeits-
hilfe für das Handlungsfeld Pflege/Gesundheit/rehabilitation
dar: „die beschäftigung (…) kann dem dienst der nächstenlie-
be nach katholischem Verständnis dienen und dazu beitragen,
die Präsenz von katholischen einrichtungen in diesen Hand-
lungsfeldern zu gewährleisten.“ (s. 34). 

im letzten satz der Arbeitshilfe wird nochmals die gesell-
schaftliche Verantwortung betont, die von den sozialen einrich-
tungen und diensten in kirchlicher Trägerschaft übernommen
wird (s. 37).

Seelsorge inmitten der pluralen Gesellschaft

die Arbeitshilfe hält unmissverständlich an der Gültigkeit der
Grundordnung des kirchlichen dienstes fest. in den grundle-
genden Abschnitten, die das caritative engagement der katholi-
schen Kirche in der pluralen Gesellschaft, das Profil ihrer diens-
te und einrichtungen sowie die Analyse ihres gesellschaftlichen
und sozialen umfeldes behandeln, finden sich Anknüpfungs-
punkte für eine religions- und kultursensible Pastoral mit blick
auf diejenigen Mitarbeitenden (und damit auch auf die nutzer)
ihrer dienste, die ein anderes bekenntnis vertreten oder be -
kenntnisfrei sind. 

die deutschen bischöfe stellen in der Arbeitshilfe heraus,
dass die Kirche ihren Ort vor allem durch die caritativen ein-
richtungen und dienste mitten in der pluralen Gesellschaft be -
stimmt. die Alternative eines rückzugs ins binnenkirchliche
Ghetto und die reduzierung ihres Handelns auf ein wie auch
immer zu bestimmendes „eigentliches“ wird nicht erörtert.
darum sind auch seelsorgliche Überlegungen notwendig, die bei
der Verortung inmitten der pluralen Gesellschaft ansetzen. sie
können als pastoraler Ausdruck der interkulturellen Kompetenz
angesehen werden, die von den bischöfen als Qualitätsmerkmal
beschrieben wird.

die vielfältigen Handlungsfelder der Caritas mit ihren fach-
lichen Profilen ermöglichen der Kirche die Präsenz in der Ge -
sellschaft. nach innen hin werden einrichtungen und dienste
von den bischöfen als „Lernorte des Glaubens“ beschrieben.
dabei haben sie zunächst vor Augen, dass bekenntnisfremde
oder -freie Menschen dort konkret mit inhalten und Formen der
kirchlichen Glaubenstradition in berührung kommen und diese
kennenlernen können. Konkret weisen sie auf den bedarf an
Fortbildungen und geistlicher begleitung hin. darüber hinaus ist
die Frage zu stellen, ob die Lernorte auch gegenseitiges Lernen
ermöglichen sollen oder nur als religionspädagogische ein-
bahnstraßen zu denken sind, auf denen nichtkatholiken etwas
für sie neues vermittelt werden soll. Wenn die einrichtungen als
Orte gegenseitigen Lernens verstanden werden, bekommen
auch „die anderen“ die Gelegenheit, „ihre Freude, Hoffnung,
Trauer und Angst“ zur sprache zu bringen (s. 9 mit bezugnah-
me auf die Pastorale Konstitution Gaudium et spes des Zweiten
Vatikanischen Konzils). es wäre mit der Möglichkeit zu rechnen,
dass deren Weisen, zu feiern, zu hoffen, zu trauern und Ängste
auszudrücken, die kirchlichen Traditionen bereichern und zu
einem vertieften christlichen selbstverständnis führen können:
zum beispiel die erfahrungen junger Menschen, sich mit den
Geheimnissen des Lebens auseinanderzusetzen und es zu feiern,
die Lebensdeutungen aus dem Glauben von Christ(inn)en ande-
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rer Konfessionen und Angehörigen anderer religionen, der Aus-
tausch mit bekenntnisfreien Menschen über die Motivations-
quellen ihres Handelns. das Zulassen von „Fremdprophetie“
durch bekenntnisfremde oder -freie Mitarbeitende knüpfte an
die frühchristliche bereitschaft an, das beispiel des anders glau-
benden samariters als Vorbild für die christliche nächstenliebe
anzuerkennen.

ein anderes Motiv, das die bischöfe in der Arbeitshilfe ent-
falten, ist die „solidarität mit den Fremden“. Zu klären ist, ob
man den Fremden in sachen Glaube und Kultur lediglich die
Tore zu den eigenen einrichtungen als nutzer oder Mitarbei-
tende großherzig öffnet, oder ob die bereitschaft vorhanden ist,
sich von deren Ansichten, deutungen und Orientierungen
betreffen, bereichern, vielleicht sogar verunsichern zu lassen.
das Prinzip der Gastfreundschaft (Hospitalität) hat in der bibli-
schen und in den kirchlichen Traditionen einen großen stellen-
wert und steht am Anfang der Geschichte vieler einrichtungen
und dienste unserer Zeit. Hier lassen sich Anknüpfungspunkte
für eine pastorale Kommunikation finden, welche die offene
begegnung mit bekenntnisfremden oder -freien Mitarbeitenden
nicht als Verwässerung des kirchlichen Profils fürchtet, sondern
darin das Potenzial erkennt, im gegenseitigen Lernen das eigene
Profil zu schärfen. Peter van Elst

Seelsorger, St. Rochus-Hospital Telgte GmbH, 

Mitglied im CBP-Ausschuss Pastoral

Kontakt: peter.vanelst@srh-telgte.de

3 Bundesweites Modellprojekt zu
Assistenzsystemen ab September 

der 2013 gestellte Projektantrag für das Modellprojekt „Tech-
nikbasierte Assistenzsysteme für Menschen mit behinderung für
mehr selbstbestimmung und Teilhabe“ wurde im Juni genehmigt,
so dass die Arbeit im september 2014 beginnen kann. Gefördert
wird das Projekt mit seiner Laufzeit von drei Jahren und einem
Volumen von 470.000 euro von der stiftung deutsche behin-
dertenhilfe. es soll die Potenziale der modernen informations-
und Kommunikationstechnologien daraufhin untersuchen, wie
sie zu mehr selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit
eingeschränkten kognitiven und/oder motorischen Fähigkeiten
führen können: sowohl Menschen mit schweren und mehrfachen
beeinträchtigungen als auch jene, die relativ wenig technologi-
sche unterstützung brauchen, um ihren Alltag mit geringerer
personaler Assistenz zu bewältigen. es geht nicht darum,
menschliche nähe und Assistenz gänzlich zu ersetzen oder die
Technik zur Aufsicht zu verwenden.

die Projektleitung übernimmt CbP-Fachreferentin elke
steinberger. Für die verwaltungstechnische Abwicklung ist Zori-
ca bozic, sekretärin im CbP, zuständig. die stelle der Projekt-
koordination wird neu besetzt. Elke Steinberger, CBP

Kontakt: elke.steinberger@caritas.de

3 „Kultur in Heggbach“ öffnet
Komplexeinrichtung nach außen

Heggbach, heute Teil der Gemeinde Maselheim im Kreis biber-
ach, wurde 1887 mit seinem ehemaligen Kloster zu einem Aus-
gangspunkt der behindertenhilfe: Franziskanerinnen von reute
betreuten hier Menschen mit geistiger behinderung – im Jahr
1911 bereits 249 zu pflegende Personen. seit Mitte der 1970er
Jahre entstanden erste regionale Wohngruppen in umliegenden
Orten wie biberach, ingerkingen und Ochsenhausen. im Jahr
2005 war bei einer belegungszahl von 370 bewohnern klar, dass
sich die erwartungen der bewohner und der Politik geändert
hatten: ein umbau wurde angestrebt, die Aktion Mensch bot
Förderung an. im einvernehmen mit dem Landkreis biberach
als öffentlichem Träger gab es eine strategische neuausrichtung
auf den Ausbau dezentraler, regionaler und ambulanter Ange-
bote. das Ziel, die belegungszahl bis 2015 von 340 auf 270 zu
reduzieren, ist vorzeitig erreicht: Viele bewohner sind in exter-
ne Wohnprojekte umgezogen und fühlen sich hier wohl. Mit dem
Landratsamt biberach ist vereinbart, die belegung der Komplex -
einrichtung im Zuge der inklusion auf nur noch 250 bewohner
weiter zu verringern. 

seit 2008 erwies sich ein besonderes Angebot als hilfreich im
Veränderungsprozess: das Veranstaltungsprogramm „Kultur in
Heggbach“. die einrichtung öffnete sich damit auf eine weitere
Art nach außen und wurde ins Gemeinwesen eingebunden. im
sommer finden die Veranstaltungen auf dem Marktplatz statt,
sonst oder bei regen in der Festhalle mit 280 Plätzen. 

die Veranstaltungsreihe wurde schnell ein erfolg: durch-
schnittlich acht Termine im Jahr locken im schnitt jeweils 150 bis
200 externe besucher(innen) an, auch aus dem weiteren um -
kreis. die einrichtung konkurriert damit auf Augenhöhe mit
anderen Kulturangeboten in der Gegend. Kulturschaffende fra-
gen immer öfter nach Auftrittsmöglichkeiten.

die Verantwortung liegt beim Leiter der begleitenden diens-
te und der beauftragten für Kultur und Freizeitangebote im
Heggbacher Wohnverbund: sie wählen das Programm aus und
koordinieren die Öffentlichkeitsarbeit. Fünf ehrenamtliche hel-
fen bei Organisation und bewirtung mit. die Veranstaltungen
tragen sich finanziell selbst, mit einer Mischung von Akustik-
rock bis Chor und Kabarett sprechen sie eine breite Zielgrup-
pe an. die Künstler(innen) bekommen Gage und können das
Grund-equipment der einrichtung nutzen. 

insgesamt bringt die Veranstaltungsreihe viel Leben in den
Heggbacher Wohnverbund am standort Heggbach: Menschen
mit und ohne behinderung begegnen sich, und die Lebensquali-
tät in der einrichtung ist mit dem Kulturprogramm spürbar
gestiegen. Sebastian Schock

St. Elisabeth-Stiftung, Bad Waldsee

Kontakt: kommunikation@st-elisabeth-stiftung.de 

Tel. 07524/906-170

verband
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3 Wahlprogramme in Leichter
Sprache

Politiker(innen) sprechen oft nicht leicht verständlich, und poli-
tische Zusammenhänge sind häufig schwer zu überblicken. Wie
ähnlich schon zur Landtags- und zur bundestagswahl, luden des-
halb vor der Kommunalwahl im Mai 2014 die stiftung Haus Lin-
denhof und die Volkshochschule in schwäbisch Gmünd zu einer
etwas an deren Wahlveranstaltung: unter dem Motto „Politik –
einfach erklärt“ sollte auf lange Ausführungen verzichtet wer-
den. Vielmehr galt es, in einfachen sätzen und klaren Worten –
in sogenannter Leichter sprache – wesentliche Aspekte der
jeweiligen Positionen zu verdeutlichen. 

die Vertreter(innen) der sechs im Gemeinderat vertretenen
Parteien und Wählervereinigungen stellten sich kurz vor und
fassten Kernaussagen ihres Programms in Leichter sprache
zusammen. in der anschließenden diskussion ging es um 
Themen wie die nachhaltigkeit der Landesgartenschau oder
Teilhabemöglichkeiten für alle bevölkerungsgruppen. Am
ende gab es Gelegenheit zu Fragen an die Kandidat(inn)en.
Waren deren Antworten zu schwierig, konnten besuche -
r(innen) ihnen die rote Karte zeigen, darauf stand: „Halt!
Leichte sprache.“ Clemens Beil

Stiftung Haus-Lindenhof, Schwäbisch Gmünd

Kontakt: clemens.beil@haus-lindenhof.de

3 CBP Mitglied im Deutschen 
Verein

der deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge hat
den Antrag des CbP befürwortet und seine Mitgliedschaft zum
1. Mai 2014 eingetragen. ein besonderes Anliegen des deut-
schen Vereins ist es, die verschiedenen Akteure aus Politik, Wirt-
schaft, Praxis und Wissenschaft zu vernetzen und den Austausch
untereinander zu fördern – mit der Zielsetzung, dem sozialen in
der Gesellschaft eine starke stimme zu geben.

3 Bericht „Bildung in Deutschland“
2014 mit Schwerpunkt Behinderung

Alle zwei Jahre gibt der von einer unabhängigen Wissenschaft-
lergruppe verfasste bericht „bildung in deutschland“ eine
empirische bestandsaufnahme des bildungswesens. sein dies-
jähriger schwerpunkt „Menschen mit behinderungen im 
bildungssystem“ zeigt auf, dass es ein hochdifferenziertes 
system an rechtsgrundlagen, institutionen sowie Personal- 
und Finanzressourcen gibt, um die Teilhabe an bildung zu
ermöglichen. Gleichwohl stellt es immer noch eine Herausfor-
derung dar, diese strukturen mit dem Ziel der inklusiven 
Teilhabe aufeinander abzustimmen. Mehr infos: www.bil-
dungsbericht.de

Menschen im Verband

3 Austritt aus der Geschäftsstelle

Petra urcullu-Clement arbeitete seit Juli 2010 als sekretärin in
der Geschäftsstelle des CbP. Am 1. August 2014 wechselt sie zu
Caritas international. der CbP dankt Frau Clement für ihre
geleistete Arbeit und wünscht ihr viel Glück und Gottes segen
bei ihrer neuen Herausforderung.

3 Laudatio für Franz Leinfelder

Zwei begebenheiten aus einem Kurs, den ich vor Jahrzehnten
bei Franz Leinfelder in der Fortbildungs-Akademie des deut-
schen Caritasverbandes (FAK) belegt hatte: Zu einer Zeit, als
rauchen noch nicht wie heute verpönt war, galt die regel für
die Arbeitsgruppe: es wird nicht geraucht. Wer betrat ein paar
Minuten verspätet den Arbeitsraum? Franz Leinfelder mit bren-
nender Pfeife. in mir, in uns, in einigen anderen begann es zu
arbeiten: Wieso darf der das? und wir nicht? Aber dann ging’s
weiter: sich zu Wort melden? Widerstand leisten, sich zur Wehr
setzen? Andererseits: er war der dozent! Wir waren junge sozi-
alarbeiter/-pädagogen. Wir wollten lernen, und angepasst waren
wir auch. dann gab doch ein Wort das andere. Plötzlich waren
wir mittendrin: regeln einhalten, regeln brechen, wie geht’s mir
dabei? Was ist erlaubt, was verboten? Halte ich das aus? Aus uns
sollten Führungskräfte werden. belastbar, selbstbewusst, aber
nicht unsensibel. 

verband

Die inklusiv ausgerichtete Wahlveranstaltung in
Schwäbisch Gmünd im Frühjahr 2014 war gut besucht.
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die andere szene: Aus der Kleingruppenarbeit sollte berich-
tet werden: „Was habe ich über mich erfahren?“ ich berichtete,
dass ich ein zurückhaltender Mensch sei, eher abwartend. Franz
schaute mich lange von oben bis unten an, dann sagte er: „so
sehen sie aber nicht aus!“ Mir verschlug es die sprache. es war
mein einstieg, mich selbst mit ganz anderen Augen zu sehen. 

Franz Leinfelder hat sich voll eingesetzt. Auch provoziert, aber
längst nicht nur. er hat Lernchancen geschaffen aus unseren eige-
nen Geschichten heraus. er hat auf diese Weise erreicht, was ein
Managementseminar heutigen Zuschnitts vielfach nicht (mehr)
kann: Persönlichkeitsbildung und -entwicklung anzustoßen. um
als Person zu führen, nicht nur als Funktionär. um Organisation
zu verstehen aus den beweggründen und Motiven der Menschen
heraus, nicht allein aus sachzwängen, Prozessen. das eine oder
andere Mal konnte ich „auf der anderen seite der Theke“ mitar-
beiten und erleben, wie akribisch Franz Leinfelder Prozesse der
Gruppe analysierte. Wie er sich in die Menschen hineinversetzte,
fragte, wer eine situation wie er oder ganz anders erlebt. so sind

Prozesse entstanden, die im Wortsinn
lehrreich waren, interaktion der gan-
zen Person, aber auch der sache, der
Gruppe, der Abteilung und der gan-
zen Firma.

Mindestens eine Generation von
Absolvent(inn)en der FAK-Kurse
und auch andere Lerngruppen ver-
danken ihm eine umfassende sicht
auf Mensch und Prozess und Organi-
sation. Gerade in kirchlichen Kontex-

ten, aber auch im non-Profit-bereich insgesamt und vielleicht in
Zukunft im „sozialraum“ werden die Menschen erfolgreiche
Führungskräfte sein, die nicht nur ihr Handwerk (Management)
beherrschen, kostensensitiv sind, sondern auch sensibel für Men-
schen, ihre Gefühle und bedürfnisse. Menschlichkeit, Führungs-
stärke und erfolg schließen einander nicht aus, wenn man sie
„kann“. bei Franz Leinfelder konnte und kann man es lernen –
allerdings nicht mehr in den Leitungskursen der behindertenhil-
fe und Psychiatrie, die er altersbedingt aufgegeben hat. Franz
Leinfelder geht von bord, er wird schon jetzt schmerzlich ver-
misst. Jürgen Kunze

Stellv. CBP-Vorsitzender und Direktor der Stiftung 

Haus Lindenhof, Schwäbisch Gmünd

Fort- und Weiterbildung

3 Internationale Fachtagung zum 
inklusiven Wohnen

eine wissenschaftliche Tagung zum Thema „inklusives Wohnen
für Menschen aus dem autistischen spektrum und für Menschen
mit geistigen behinderungen – internationale erfahrungen und

Perspektiven“ veranstalten die Ostbayerische Technische Hoch-
schule regensburg und die barmherzige brüder gemeinnützige
behindertenhilfe GmbH am 23./24. september 2014 in regens-
burg. Ziel ist es, die beabsichtigte umwandlung traditioneller
Wohnformen kritisch zu begleiten und zu unterstützen. eingela-
den sind Fachleute in sozialen diensten und einrichtungen,
betroffene und ihre Angehörigen, Leistungs- und Maßnahmen-
träger sowie Verbände und Politiker. Kontakt: petra.schmoel-
ler@oth-regensburg.de, Tel. 0941/943-9858

3 9. Rechtsträgertagung der Caritas

Am 17./18. september 2014 findet die 9. Tagung der rechtsträger
der unternehmen in der Caritas im rosengarten in Mannheim
statt. sie steht unter dem Leitthema „Caritas 2020: unternehmen
der Caritas zukunftsfähig machen“. einen weiteren schwer-
punkt wird die umsetzung der Loyalitätsobliegenheiten in der
Praxis bilden, hierzu ist der CbP mit einem Forum beteiligt. Kon-
takt: rechtstraegertagung@caritas.de, Telefon 0761/200-325

3 Kurs zur Unternehmensführung

der sechsteilige Kurs „unternehmen der katholischen behin-
dertenhilfe und Psychiatrie erfolgreich führen“ wendet sich an
Führungskräfte, die mit dem strategischen Management betraut
sind. die einführungstage finden vom 13. bis 15. november 2014
im Anschluss an die CbP-Mitgliederversammlung in Paderborn
statt. die Teilnehmer(innen) setzen sich auseinander mit sozial-
politischen Anforderungen, institutionellen rahmenbedingun-
gen und ihrer eigenen rolle im unternehmen. 
Kontakt: christine.rautenberg@caritas.de, Tel. 0761/200-1700

3 Kurs für die mittlere Leitungsebene 

im sechsteiligen Kurs „Leitung in einrichtungen der behinder-
tenhilfe und Psychiatrie“ entwickeln und stärken Leiter(innen)
der mittleren Führungsebene ihr professionelles Profil. der Kurs
der Fortbildungs-Akademie des deutschen Caritasverbandes
beginnt mit einführungstagen am 6./7. Oktober 2014 in Freiburg.
Kontakt: christine.rautenberg@caritas.de, Tel. 0761/200-1700

3 Gelebte Sozialraumorientierung 

sozialraumorientierung ist in vielen Arbeitsfeldern der Caritas ein
wichtiger Anspruch für nachhaltige soziale Arbeit geworden. Für
Fach- und Führungskräfte der Caritas bietet die Fortbildungs-
Akademie des dCV daher erstmals einen vierteiligen fachbe-
reichsübergreifenden Kurs: „um setzen, was wir versprechen –
Gelebte sozialraumorientierung der Caritas“ beginnt mit den ein-
führungstagen 13./14. november 2014 in Freiburg. Kontakt:
andrea.bartsch@caritas.de, Tel. 0761/200-1703, www.fak-caritas.de
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aktuell

NACHGEDACHT

Mit der Auftaktsitzung ei-

ner hochrangigen Arbeits-

gruppe unter Leitung der

Parlamentarischen Staatssekretärin Gabriele Lösekrug-Möl-

ler – unter deren 35 Mitgliedern ein Vertreter für die Fachver-

bände und eine Vertreterin für die BAGFW ist – trat am 10.

Juli das Verfahren zur Realisierung eines Bundesteilhabege-

setzes in eine entscheidende Phase. In acht Sitzungen bis

März 2015 soll die Arbeitsgruppe über einen Gesetzentwurf

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales beraten.

Dieser soll nach Anhörung der Verbände in einen Kabinetts-

beschluss münden. Das Gesetz soll spätestens am 1.  Juli

2016 verkündet werden und wahrscheinlich zum 1. Januar

2017 in Kraft treten. 

Nach wie vor steht die Frage im Raum: Kann es angesichts

der Vorbedingungen im Koalitionsvertrag – eine neue Ausga-

bendynamik ist zu verhindern, die Reform muss kostenneu-

tral aus dem bestehenden System realisiert werden – über-

haupt eine qualitative Weiterentwicklung der Eingliederungs-

hilfe geben? Zumal wenn sich das Gesetzesvorhaben vor

allem an den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention

messen lassen will. Wie soll es ohne Ausgabendynamik ge-

hen, wenn die Fallzahlen nach wie vor steigen? Gibt es doch

immer mehr Menschen mit Behinderung, die älter werden,

und immer mehr Menschen mit psychischer Erkrankung. Das

Ministerium hat deutlich gemacht, dass es sich aufgrund der

Fiskalpaktvereinbarungen nur dazu verpflichtet sieht, die ver-

einbarten fünf Milliarden Euro zur Entlastung der kommuna-

len Haushalte einzusetzen. Ein finanzielles Mehr an Unter-

stützung ist für die Eingliederungshilfe nicht zu erwarten. Vor

diesem Hintergrund sind wir als CBP skeptisch, inwieweit die

notwendige individuelle Bedarfsdeckung tatsächlich der

künftige Ausgangs- und Ankerpunkt sowohl für den Men-

schen als auch das Unterstützungssetting sein wird. Müssen

wir mit einer Reform rechnen, in der zwar über den schönen

Begriff Personzentrierung die Leistungen in Hilfen zum Le-

bensunterhalt, Pflegeleistungen und Teilhabeleistungen auf-

gegliedert werden, am Ende aber für den Menschen weniger

Hilfs- und Unterstützungsleistungen da sein werden? Wie

werden künftig Investitions- und Verwaltungskosten berech-

net? Welche Settings von Gemeinschaftswohnformen wer-

den noch finanzierbar sein? Vertreter des Bundesministeri-

ums rufen nach einer Reform, die aus dem bestehenden Sys-

tem heraus entstehen müsse – einem System, das aus Sicht

des CBP schon seit geraumer Zeit knirscht, in dem unter an-

derem individuelle ambulante Wohnangebote für Menschen

mit hohem Unterstützungsbedarf seitens der Kostenträger

nur begrenzt gefördert werden. Als CBP treten wir für eine

Reform ein, durch die Menschen mit Behinderung mehr

Wunsch- und Wahlrechte bekommen, die bestehenden An-

gebote weiterentwickelt werden können, Mitarbeitende gute

Arbeitsbedingungen haben und Leistungserbringer auf

Grundlage auskömmlicher Finanzierungen innovative Gestal-

tungsräume erhalten. Der Chefredakteur der Süddeutschen

Zeitung, Heribert Prantl, hat es auf dem 2. CBP-Kongress am

5. Juni sinngemäß so ausgedrückt: Inklusion als zweite deut-

sche Einheit kostet Geld, Inklusion ist das Realisieren von

Demokratie – eine Gesellschaft muss das wollen, will sie

nicht ihre Werte preisgeben. 

Ihr Thorsten Hinz

Dr. Thorsten
Hinz

Geschäftsführer 
des CBP 
E-Mail: thorsten.
hinz@caritas.de

Fragliches Bundesteilhabegesetz

Lesetipps

3 BAGFW zum Bundesteilhabegesetz 

BAGFW (Hrsg.): Eckpunkte zu einem Bundesleistungsge-

setz zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Berlin,

Dezember 2013.

die sechs spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege wenden
sich anwaltschaftlich gegen exklusion. download: www.bagfw.
de/de/veroeffentlichungen/publikationen/publikationsliste/

3 Lösungen für inklusive Bildung

Kroworsch, Susann (Hrsg.): Inklusion im deutschen Schul-

system. Barrieren und Lösungswege. Freiburg, 2014, 208 S., 

ISBN 978-3-7841-2554-1, 19,80 Euro (15,80 Euro für Mitglie-

der des Deutschen Vereins).

Fachleute aus Wissenschaft und Praxis analysieren den aktuel-
len umsetzungsstand inklusiver bildung in deutschland.
Anhand von Praxisbeispielen stellen sie konkrete Lösungswege
vor. Zu bestellen unter http://verlag.deutscher-verein.de


